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Änderungsantrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


zur Beratung der Übersicht 1 1 des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) über die dem 
Deutschen Bundestag zugeleiteten Streitsachen vor dem 
Bundesverfassungsgericht 
— Drucksache 10/3351 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu der unter C. Anträge aufgeführten Streitsache lfd. Nr. 10/190 
(Vereinbarkeit des Niedersächsischen Landesrundfunkgesetzes 
mit dem Grundgesetz) wird nicht von einer Äußerung oder einem 
Verfahrensbeitritt abgesehen, sondern wie folgt Stellung ge- 
nommen: 

„Die Bestimmungen des Niedersächsischen Landesrundfunk- 
gesetzes verstoßen in mehreren Punkten gegen Artikel 5 Abs. 1 
GG. 

1. Vielfaltssicherung 

Das Landesrundfunkgesetz enthält keine Regelungen, die die 
Meinungsvielfalt im Rundfunk im Sinne der Anforderungen von 
Artikel 5 Abs. 1 GG sowohl für die Phase des Binnenpluralismus 
wie die Phase des Außenpluralismus hinreichend absichern. Es ist 
gesetzlich nicht bestimmt, wann die Programmvielfalt durch die 
Gesamtheit der Veranstalter erreicht ist oder jeder einzelne Ver- 
anstalter an das Vielfalts- und Ausgewogenheitsgebot gebunden 
ist. Eine Verpflichtung zu gegenständlicher Programmvielfalt 
besteht ebenfalls nicht. 

Das Landesrundfunkgesetz enthält keine Sicherung gegen die 
Belegung sämtlicher neuer Frequenzen und Kanäle durch nur 
wenige wirtschaftlich potente Anbieter. Ein Anbieter kann je ein 
Vollprogramm Fernsehen und Radio sowie mehrere Spartenpro- 
gramme veranstalten. In dem Gesetz vorgesehene Beschränkun- 
gen für die gleichzeitige Zulassung ökonomisch verflochtener 
Unternehmen als Veranstalter sind nicht ausreichend. Eine wei- 
tere Konzentration im Medienbereich tätiger Unternehmen wird 
gefördert mit der Folge einer mit Artikel 5 GG nicht zu verein- 
barenden Verengung der Meinungsvielfalt. 
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Dem Landesrundfunkausschuß steht kein ab gestuftes Sanktions- 
instrumentarium zur Sicherung der Programmvielfalt zur Ver- 
fügung. 

2. Presseprivileg 

Die Zulassungsvoraussetzungen des Niedersächsischen Landes- 
rundfunkgesetzes beinhalten eine Privilegierung der Presse. Die 
Vorrangstellung einer bestimmten Gruppe von Anbietern, die 
zudem häufig bereits lokal über ein publizistisches Monopol ver- 
fügen, ist sachlich nicht gerechtfertigt und dient nicht der Viel- 
faltssicherung. Vielmehr befürchtet der Deutsche Bundestag, daß 
das gesetzlich bevorzugte Engagement von Verlegern auch im 
Bereich des Rundfunks eine Verengung der Meinungsvielfalt im 
publizistischen Bereich insgesamt zur Folge haben wird. Hin- 
gegen wird die Chance für neue Anbieter in verfassungsrechtlich 
bedenklicher Weise beschnitten. 

3. Staatsfeme 

Die Regelung der Zulassungskompetenz verstößt gegen das Erfor- 
dernis der Staatsferne des Rundfunks. Indem der Landesregie- 
rung als zuständige Erlaubnisbehörde im Rahmen des Zulas- 
sungsverfahrens weite und unbestimmte Ermessensspielräume 
zur Verfügung stehen, wird ihr die Möglichkeit eröffnet, auf die 
Zusammensetzung des durch die Veranstalter repräsentierten 
Meinungsspektrums Einfluß zu nehmen. Darüber hinaus be- 
stehen Bedenken in bezug auf die Wahl und Zusammensetzung 
des Landesrundfunkausschusses." 

Bonn, den 12. September 1985 
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